
zu schaffen, in dem Unternehmen die
notwendigen Rahmenbedingungen imple
mentieren, damit sich die Mitarbeitenden
am Arbeitsp[atz wohl fühlen und täglich
ihr Bestes geben. Dafür benötigt es
wirksame Prozesse sowie die Awaren
ess, also die Bewusstseinsbildung
für dieses Thema, durch regelmäßige
Schulungen und Trainings.

Damit Aussagen wie „man weiß ja
gar nicht mehr was man sagen darf“ an
Bedeutung verlieren, werden im nächsten
Kapitel die Best Practices geschildert.

4. Best Practice

Bevor interne Prozesse implementiert
oder angepasst werden, sollte unbedingt
beachtet werden, dass eine niedrige
Anzahl an erhaltenen Meldungen nicht
zwingend bedeutet, dass es keine Vor-
fälle gab. Der Fokus sollte stets auf dem
Vertrauensaufbau liegen, denn Menschen
vertrauen Prozessen, wenn sie merken,
dass diese auch eingehalten werden.

Der st-Zustand eines jeden Unter-
nehmens sollte sein, starke und wirk
same interne Prozesse zu haben, um die
Mitarbeitenden über dieses Thema zu
informieren und Führungskräfte zu schu
[en. Idealerweise erhält das Unternehmen
keine Meldungen, da es tatsächlich keine
Vorfälle gibt.

Doch wie kann dieser Zustand erreicht
werden? Bewährte Methoden zur Prä
vention sind einerseits die Prozessgestal
tung, aber auch die regelmäßige Korn-

rnunikation und der Vertrauensaufbau.
Führungskräfte und Mitarbeiter sollten
regelmäßige Trainings absolvieren, die
aufihren Aufgabenbereich zugeschnitten
sind. Dies kann je nach Anstellungsart
und Branche unterschiedlich sein. Bei-
spielsweise sollte ein Training für Lehr-
[inge in der Gastronomie andere Beispiele
beinhalten als ein Training für Führungs
kräfte im Finanzbereich. Ein jährliches
E-Learning oder die Absolvierung eines
Trainings beim Onboarding reichen nicht
aus. Die Trainings sollten interne Abläufe
berücksichtigen, aber auch die allgemei
ne Aufklärung über dieses Thema mit
einbeziehen. In regelmäßigen Abständen
sollten die Prozesse evaluiert werden.

Kommt es dennoch zu einer Meldung,
sollten verschiedene Meldemöglichkeiten
zur Verfügung stehen. Es ist wichtig, jede

Meldung vertraulich entgegenzu nehmen.
Wird der Vorfall persönlich gemeldet,
sollte genügend Zeit eingeplant werden.
Führungskräfte sollten Schutz bieten
und Vertrauen schaffen, indern sie
Vorfälle neutral entgegennehmen und
dokumentieren. Eine Verharrnlosung
des Sachverhalts oder Victim Blaming
(Schuldurnkehr) ist zu unterlassen.

Die betroffene Person sollte regelmä
ßig über die weiteren Schritte informiert

werden. Je nach Vorfall muss sofortige
Abhilfe geschaffen werden. Durch diese
vorläufig gesetzten Maßnahmen dürfen
keine Nachteile für die betroffene Person
entstehen. Um den Vorfall zu prüfen,
werden, je nach Sachverhalt, weitere
Abteilungen oder gegebenenfalls externe
Berater hinzugezogen. Je nach Sach
verhalt sollte die beschuldigte Person
befragt werden. Bei Vorliegen eines Er-
gebnisses müssen Maßnahmen als auch
gegebenenfalls angemessene Disziplinar
maßnahmen gesetztwerden. Die Prozesse
sollten durchgehend eingehalten werden
und alle im Prozess Beteiligten sollten
wissen, was ihre Aufgaben sind. Das
oberste Ziel sollte stets die Sachverhalts-
aufklärung sein.

Beachten Sie: Im Fokus stehen Men
schen. Jeder Fall ist anders. Die Aufarbei
tung des Sachverhalts ist keine ‚jick the
box exercise“, sondern das Wohl und die
Sicherheit der Mitarbeitenden sollten
stets an erster Stelle stehen. Daher
kommt an dieser Stelle die (ernüch
ternde) Antwort: Es gibt nicht DIE eine
Methode, diesen EINEN Prozess, der in
jedem Unternehmen eingesetzt werden
kann. Bei sensiblen Themen wie sexueller
Belästigung am Arbeitsplatz sollte der
Fokus auf den Menschen liegen. Jedes
Unternehmen ist anders. Jeder Mensch
ist anders. Und deswegen müssen die
Prozesse auch auf das Unternehmen und
die Mitarbeiter zugeschnitten werden. Es
ist möglich. Handeln Sie jetzt.

Gibt es in Ihrem Unternehmen Präventi
onsmaßnahmen und gut implementierte
Prozesse, um diesen Vorfällen entgegen-
zuwirken? Werden diese Prozesse regel-
mäßig evaluiert?

Ziel der neuen Richtlinie ist es, einen
effektiveren Schutz der Umwelt zu er-
reichen. Gewährleistet werden soll dies
durch einige neue Straftatbestände und
vor allem durch harte — oder mit den
Worten der Richtlinie abschreckende —

strafrechtliche Sanktionen. Nach Inkraft
treten der Richtlinie haben die Mitglied-
staaten zwei Jahre Zeitfür die nationale
Umsetzung.

Ausgangssituation
Die Eva[uierung der bisherigen Richtlinien
durch die EU-Kommission zeigte, dass der
gewünschte Erfolg ausgeblieben ist. Es
gibt zu wenig Verurteilungen, die ver
hängten Sanktionen scheinen zu milde,
um generalpräventive Wirkungen zu
entfalten, und es mangelt an effizienter
zwischenstaatlicher Zusammenarbeit. Im
Lichte der aktuellen Diskussionen über
den menschengemachten Klimawandel
ist dies für die EU-Kommission ein höchst
unbefriedigendes Ergebnis!

Vorgesehene Maßnahmen
Das soll nun mit der neuen Richtlinie ge
ändert werden: Basis ist ein weit gefasster
Katalog strafbarer Handlungen. Dieser
enthält „Klassi ker“ des Ökostrafrechts wie
etwa die Ein- oder Ausfuhr von radio-
aktivem Material entgegen bestehender
Vorschriften der Euratom-Richtlinien,
definiert aber auch eine Fülle weniger
bekannter Delikte: Dazu zählt etwa das In-
verkehrbringen oder die Verwendung von
Erzeugnissen, die fluorierte Treibhaus-
gase enthalten (vgl Art 3 (Abs 2 lit der RL),
oder die Sammlung oder Beförderung von
Abfällen, wenn dies bspw geeignet ist,

erhebliche Schäden hinsichtlich der Luft-,
Boden- oder Wasserqualität zu verursa
chen (Art 3 Abs 2 lit f) ii der RL).

Definiert werden auch „qualifizierte
Straftaten“, die dann vorliegen sollen,
wenn eine Straftat vorsätzlich began
gen wird und zu einer irreversiblen oder
dauerhaften Schädigung oder Zerstörung
der Umwelt führt, vergleichbar dem der-
zeit heiß diskutierten Ökozid.

Die Richtlinie sieht sehr strenge
Sanktionen vor. Werden Straftaten von
natürlichen Personen vorsätzlich began
gen, so drohen bis zu zehn Jahre Frei-
heitsstrafe, wobei es den Mitgliedstaaten
freigestellt ist, noch höhere Strafrahmen
vorzusehen. Für Unternehmen droht für
begangene Straftaten eine Geldbuße von
bis zu 3—5 % ihres weltweiten Gesamt-
umsatzes (!) oder alternativ nach Wahl
des Mitgliedstaates ein Betrag von bis
zu EUR 40 Mio. Hinzu kommt, dass Mit-
gliedstaaten zusätzliche Maßnahmen zur
Bestrafung vorsehen können, beispiels-
weise die Verpflichtung zur Wiederher
stellung des vorherigen Zustandes der
Umwelt, der Entzug von Genehmigungen
oder der Ausschluss von öffentlichen
Finanzierungen und Ausschreibungsver
fahren. Personen, die eine solche Straftat
melden oder Ermittlungen unterstützen,
genießen den Schutz nach der Whistle
blowing-Richtlinie.

ImpLikationen für Österreich
Die Umsetzung dieser Richtlinie wird
in Österreich zu einer gravierenden
Verschärfung der strafrechtlichen
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Sanktionen und auch zu einer Auswei
tung der Straftatbestände (vor allem im
Fahrlässigkeitsbereich) führen. Die vor-
gesehenen Geldbußen von bis zu 3—5 %
des weltweiten Gesamtumsatzes oder
einem Fixbetrag bis zu EUR 40 Mio liegen
nach Art und Höhe völlig außerhalb des
derzeitigen Tagsatzsystems. Bekannt-
lich kann gegen einen Verband maximal
eine Geldbuße in Höhe von EUR 5,4 Mio
verhängt werden (maximal 180 Tagsätze

EUR3O.000; §4Abs3 und 4VbVG idF
BGBI 1 Nr 2023/100).

Auch im Verfahrensrecht werden An-
passungen nötigwerden. Die Richtlinie
sieht nämlich vor, dass sich auch eine
„betroffene Öffentlichkeit“ — das sind
einerseits „wahrscheinlich“ von Umwelt-
straftaten Betroffene und andererseits
solche Personen, die ein „ausreichendes“
Interesse haben — und NGOs im Bereich
des Umweltschutzes dem Verfahren an-
schließen können. Derzeit können sich
nur Opfer, die durch eine Straftat einen
konkreten Schaden erlitten haben, einem
Strafverfah ren als Privatbeteiligte an-
sch ließen.
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Grünes Licht für die EU-Richtlinie zum
‚

strafrechtlichen Schutz der Umwelt!
Kürzlich hat der Rat der Europäischen Union seine Zustimmung für die Richtlinie zum
strafrechtlichen Schutz der Umwelt gegeben, durch die die Richtlinien aus 2008 und
2009 (2008/99/EG u nd 2009/123/EG) ersetzt werden.

Von Mag. Simone Petsche-Demmel
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FAZIT

Aufgrund der neuen Richtlinie wird
es zu erheblichen Anpassungen des
Umweltstrafrecht kommen müssen,
von dem erhebliche Verschärfungen
und die Einführung eines neuen
Geldbußensystems zu erwarten sind.
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